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1 9 2 . Protokoll zum Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüter-
verkehr (CMR)
(NR: GP XV RV 432 AB 500 S. 51. BR: AB 2239 S. 403.)

192.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ZUM ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DEN

BEFÖRDERUNGSVER-
TRAG IM INTERNATIO-

NALEN STRASSEN-
GÜTERVERKEHR

(CMR) *)

DIE VERTRAGSPARTEIEN
DIESES PROTOKOLLS —

ALS VERTRAGSPARTEIEN
des am 19. Mai 1956 in
Genf beschlossenen Überein-
kommens über den Beförde-
rungsvertrag im internationalen
Straßengüterverkehr (CMR) —

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

Artikel 1

Im Sinn dieses Protokolls be-
deutet „Übereinkommen" das
Übereinkommen über den Be-
förderungsvertrag im interna-
tionalen Straßengüterverkehr
(CMR).

Artikel 2

Artikel 23 des Übereinkom-
mens wird wie folgt geändert:

(1) Absatz 3 wird durch fol-
genden Wortlaut ersetzt:

„3. Die Entschädigung darf
jedoch 8,33 Rechnungseinheiten
für jedes fehlende Kilogramm
des Rohgewichts nicht überstei-
gen."

(2) Am Schluß dieses Arti-
kels werden die folgenden Ab-
sätze 7, 8 und 9 hinzugefügt:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 138/1961
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„7. Die in diesem Überein-
kommen genannte Rechnungs-
einheit ist das Sonderziehungs-
recht des Internationalen Wäh-
rungsfonds. Der in Absatz 3
genannte Betrag wird in die
Landeswährung des Staates des
angerufenen Gerichts umge-
rechnet; die Umrechnung er-
folgt entsprechend dem Wert
der betreffenden Währung am
Tag des Urteils oder an dem
von den Parteien vereinbarten
Tag. Der in Sonderziehungsrech-
ten ausgedrückte Wert der Lan-
deswährung eines Staates, der
Mitglied des Internationalen
Währungsfonds ist, wird nach
der vom Internationalen Wäh-
rungsfonds angewendeten Be-
wertungsmethode errechnet, die
an dem betreffenden Tag für
seine Operationen und Trans-
aktionen gilt. Der in Sonder-
ziehungsrechten ausgedrückte
Wert der Landeswährung eines
Staates, der nicht Mitglied des
Internationalen Währungsfonds
ist, wird auf eine von diesem
Staat bestimmte Weise errechnet.

8. Dessenungeachtet kann ein
Staat, der nicht Mitglied des
Internationalen Währungsfonds
ist und dessen Recht die Anwen-
dung des Absatzes 7 nicht zu-
läßt, bei der Ratifikation des
Protokolls zum CMR oder dem
Beitritt zu jenem Protokoll
oder jederzeit danach erklären,
daß sich der in seinem Hoheits-
gebiet geltende Haftungshöchst-
betrag des Absatzes 3 auf
25 Werteinheiten beläuft. Die in
diesem Absatz genannte Wert-
einheit entspricht 10/31 Gramm
Gold von 900/1000 Feingehalt.
Die Umrechnung des Betrags
nach diesem Absatz in die Lan-
deswährung erfolgt nach dem
Recht des betreffenden Staates.

9. Die in Absatz 7 letzter
Satz genannte Berechnung und
die in Absatz 8 genannte Um-
rechnung erfolgen in der Weise,
daß der Betrag nach Absatz 3,
in der Landeswährung des Staa-
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tes ausgedrückt, soweit wie
möglich dem dort in Rechnungs-
einheiten ausgedrückten tatsäch-
lichen Wert entspricht. Die
Staaten teilen dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen die
Art der Berechnung nach Ab-
satz 7 oder das Ergebnis der
Umrechnung nach Absatz 8 bei
der Hinterlegung einer der in
Artikel 3 des Protokolls zum
CMR genannten Urkunden so-
wie immer dann mit, wenn sich
die Berechnungsart oder das
Umrechnungsergebnis ändert."

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 3

(1) Dieses Protokoll liegt für
Staaten, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben oder ihm
beigetreten sind und die ent-
weder Mitgliedstaaten der
Wirtschaftskommission für
Europa oder nach Absatz 8 des,
der Kommission erteilten Auf-
trages in beratender Eigenschaft
zu der Kommission zugelassen
sind, zur Unterzeichnung auf.

(2) Dieses Protokoll liegt für
die in Absatz 1 bezeichneten
Staaten, die Vertragsparteien
des Übereinkommens sind, zum
Beitritt auf.

(3) Staaten, die nach Absatz 11
des der Wirtschaftskommission
für Europa erteilten Auftrages
berechtigt sind, an bestimmten
Arbeiten der Kommission teil-
zunehmen, und die dem Über-
einkommen beigetreten sind,
können Vertragsparteien dieses
Protokolls werden, indem sie
ihm nach seinem Inkrafttreten
beitreten.

(4) Dieses Protokoll liegt vom
1. September 1978 bis zum
31. August 1979 in Genf zur
Unterzeichnung auf. Danach
liegt es zum Beitritt auf.

(5) Dieses Protokoll bedarf
der Ratifikation, nachdem der
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betreffende Staat das Überein-
kommen ratifiziert hat oder
ihm beigetreten ist.

(6) Die Ratifikation oder der
Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer Urkunde beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen.

(7) Jede Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde, die hinterlegt
wird, nachdem eine Änderung
dieses Protokolls für alle Ver-
tragsparteien in Kraft getreten
ist oder nachdem alle für das
Inkrafttreten der Änderung für
diese Vertragsparteien notwen-
digen Maßnahmen getroffen
worden sind, gilt für das Proto-
koll in der geänderten Fassung.

Artikel 4

(1) Dieses Protokoll tritt am
neunzigsten Tag nach Hinter-
legung der Ratifikations- oder
Beitrittsurkunden durch fünf
der in Artikel 3 Absätze 1 und 2
bezeichneten Staaten in Kraft.

(2) Dieses Protokoll tritt für
jeden Staat, der es nach Hinter-
legung der Ratifikations- oder
Beitrittsurkunden durch fünf
Staaten ratifiziert oder ihm bei-
tritt, am neunzigsten Tag nach
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in
Kraft.

Artikel 5
(1) Jede Vertragspartei kann

dieses Protokoll durch eine an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Noti-
fikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird zwölf
Monate nach Eingang der Notifi-
kation beim Generalsekretär
wirksam.

(3) Eine Vertragspartei, die
aufhört, Vertragspartei des
Übereinkommens zu sein, hört
damit auch auf, Vertragspartei
dieses Protokolls zu sein.
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Artikel 6

Sinkt durch Kündigungen die
Anzahl der Vertragsparteien
nach Inkrafttreten dieses Proto-
kolls auf weniger als fünf, so
tritt das Protokoll mit dem Tag
außer Kraft, an dem die letzte
dieser Kündigungen wirksam
wird. Es tritt auch mit dem Tag
außer Kraft, an dem das Über-
einkommen außer Kraft tritt.

Artikel 7

(1) Jeder Staat kann bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde oder
zu jedem späteren Zeitpunkt
durch eine an den General-
sekretär der Vereinten Nationen
gerichtete Notifikation erklären,
daß dieses Protokoll für alle
oder für einen Teil der Hoheits-
gebiete gelten soll, deren inter-
nationale Beziehungen er wahr-
nimmt und hinsichtlich deren
er eine Erklärung nach Arti-
kel 46 des Übereinkommens ab-
gegeben hat. Das Protokoll wird
für das oder die in der Notifi-
kation genannten Hoheitsgebiete
am neunzigsten Tag nach Ein-
gang der Notifikation beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen oder, falls das Proto-
koll noch nicht in Kraft getre-
ten ist, mit seinem Inkrafttre-
ten wirksam.

(2) Jeder Staat, der nach Ab-
satz 1 erklärt hat, daß dieses
Protokoll für ein Hoheitsgebiet
gelten soll, dessen internationale
Beziehungen er wahrnimmt,
kann das Protokoll allein für
dieses Hoheitsgebiet nach Arti-
kel 5 kündigen.

Artikel 8

Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsparteien
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Protokolls,
welche die Parteien nicht durch
Verhandlungen oder auf ande-
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rem Weg beilegen können, kann
auf Antrag einer der beteiligten
Vertragsparteien dem Interna-
tionalen Gerichtshof zur Ent-
scheidung unterbreitet werden.

Artikel 9

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder der
Ratifikation dieses Protokolls
oder beim Beitritt zu diesem
durch eine an den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen ge-
richtete Notifikation erklären,
daß sie sich durch Artikel 8 nicht
als gebunden betrachtet. Die
anderen Vertragsparteien sind
gegenüber einer Vertragspartei,
die einen solchen Vorbehalt ge-
macht hat, durch Artikel 8 nicht
gebunden.

(2) Eine Erklärung nach Ab-
satz 1 kann jederzeit durch eine
an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Noti-
fikation zurückgezogen werden.

(3) Andere Vorbehalte zu
diesem Protokoll sind nicht zu-
lässig.

Artikel 10

(1) Nachdem dieses Protokoll
drei Jahre lang in Kraft ge-
wesen ist, kann jede Vertrags-
partei durch eine an den Gene-
ralsekretär der Vereinten Natio-
nen gerichtete Notifikation die
Einberufung einer Konferenz
zur Revision des Protokolls be-
antragen. Der Generalsekretär
notifiziert diesen Antrag allen
Vertragsparteien und beruft eine
solche Konferenz ein, wenn bin-
nen vier Monaten nach der von
ihm vorgenommenen Notifika-
tion mindestens ein Viertel der
Vertragsparteien ihm ihre Zu-
stimmung zu dem Antrag mit-
teilt.

(2) Wird eine Konferenz nach
Absatz 1 einberufen, so teilt
der Generalsekretär dies allen
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Vertragsparteien mit und for-
dert sie auf, binnen drei Mona-
ten die Vorschläge einzureichen,
die sie durch die Konferenz prü-
fen lassen wollen. Der General-
sekretär übermittelt allen Ver-
tragsparteien mindestens drei
Monate vor Eröffnung der Kon-
ferenz deren vorläufige Tages-
ordnung sowie den Wortlaut der
Vorschläge.

(3) Der Generalsekretär lädt
zu jeder nach diesem Artikel
einberufenen Konferenz alle in
Artikel 3 Absätze 1 und 2 be-
zeichneten Staaten sowie die
Staaten ein, die auf Grund des
Artikels 3 Absatz 3 Vertragspar-
teien geworden sind.

Artikel 11

Außer den in Artikel 10 vor-
gesehenen Notifikationen noti-
fiziert der Generalsekretär der
Vereinten Nationen den in
Artikel 3 Absätze 1 und 2 be-
zeichneten Staaten sowie den
Staaten, die auf Grund des Arti-
kels 3 Absatz 3 Vertragsparteien
geworden sind,

a) die Ratifikationen und Bei-
tritte nach Artikel 3;

b) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Protokoll nach Ar-
tikel 4 in Kraft tritt;

c) den Eingang der Mittei-
lungen nach Artikel 2 Ab-
satz (2);

d) die Kündigungen nach
Artikel 5;

e) das Außerkrafttreten dieses
Protokolls nach Artikel 6;

f) den Eingang der Notifi-
kationen nach Artikel 7;

g) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifikationen
nach Artikel 9 Absätze (1)
und (2).
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Artikel 12

Nach dem 31. August 1979
wird die Urschrift dieses Pro-
tokolls beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt; dieser übermittelt allen in
Artikel 3 Absätze 1, 2 und 3
bezeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften.

GESCHEHEN zu Genf am
5. Juli 1978, in einer Urschrift
in englischer und französischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist.

ZU URKUND DESSEN
haben die hierzu gehörig be-
fugten Unterzeichneten dieses
Protokoll unterschrieben.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 19. Feber 1981 hinterlegt; das Protokoll tritt gemäß seinem Art. 4 Abs. 2 für
Österreich am 20. Mai 1981 in Kraft. Zum Zeitpunkt der Hinterlegung der Beitrittsurkunde Öster-
reichs war das Protokoll bereits für Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin
West), Finnland, Luxemburg und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland (ein-
schließlich Gibraltar) in Kraft.

Kreisky


